
tik, die nıcht I} darın besteht. daß eın selbstbewußter zugunstefi der verschiedenen Jüdischen Organisationen ım
Jude s1e als Angriff auf die FExistenz seiner Religion ınd Ausland ıst durch dieses Gesetz i1ne Willenserklärung der

westdeutschen Bevölkerung ZUMmM Ausdruck gekommen, dieseines Volkes verstelhen muß und si1e daher vornherein
blehnt. sondern eben in dem einzıgzartıgen Verwandt- NUur von etwas untiter Prozent der derzeitigen parlamenta-
schaftsverhältnis, ın dem Israel und kırche nadı dem Neuen riıschen Repräsentanz Ostentativ verneınnt wird, waäahrend Wel-
Testament stehen. meine nıcht. x<  (r das jüdisch-christ- tere nıcht anz d  3 Prozent Einwendungen haben, dıe » I.

eben(f(alls den Wunsch nach Ablehnung anderen politı-ıche Religionsgespräch in Kesignation oder unverbind-
schen Konstellatıonen der den Wunsch nach mehr der Wwe-licher Tolecranz veführt werden inus:3e beides wird durch

das Gemenmsame zwiıschen Judentum uaud hirche. durch das nıiger großen Abänderungssvorstellungen enthalten duriten.
gemeınsame Buch nd die remeınsame Erwartung, dadurclh: Zusammengefaßt bedeutet das Abstimmungsergebnıi1s 1ne
daß Juden und Christen Israel‘ sind. verboten. Aber. wenn uneingeschränkte Zustunmung von rund ®  /3 der derzeitigen
auf beiden NSeiten hlarheit der Einsicht und L auterkeit der Abgeordneten der Bundesrepublik. Dieses Abstimmungs-
Absıcht herrschen., dann könnte ın Dialog entstehen, „1n ergebnis wurde von gesinnungsgcemäßhen, 1ıschen. moralı-
dem r sıch ohl nıcht miıteinander verständigt. aber ein- chen und relıgıösen Überzeugungen un ist 3158 hti-
ander versteht. des einen Seins willen. das die Glau- storische Manifestation BCECH den vom Nationalsozialismus
benswirklichkeiten meinen“ Buber) Das mMag vielen weniıg zum Staatsprinzip erklärt SEWESECNCN Antisemit1ismus, als
scheinen; wäre aber vıel. eınes barbarischen Miıttels ZUur Masscnbeeinllussung,

werten.
D Deutschland-Israel-Abkommen Wıir en das nach ınancherlei tiefgreifenden Auseinander-

Wir entnehmen die olgenden Ausführungen über Zustandekommen setzungen zustandegekommene Gesetz un die hicrbei of-
ertrages dem „„litteilungsblatt der Notgemeinschaft“ ın Hamburg enbarte Gesinnung, dıe ine Reihe von Schwierigkeiten bei-
fügen eın Israel sowiıe andere zusländische Stimmen ANZU. seiteschob, als ınen geschichtlich bedeutsamen Beweis für dıe

„Am arz 1953 hat der Bundcespräsident das Gesetz überwiegende Bereitscha ZUur Beseitigung der Makel der
U:  ber den Israel-Vertrag unterschrieben. daß dıic- Vergangenheit besonders begrüßt, weil sıch hier es

Tage seine vo Rechtswirksamkeit erhalten hat. Der Im anzen geschen um Bekundungen el freier Intschel-
dung gehandelt hat. Fine Reihe namhaflter Maänner undBundesrat hatte das Gesetz einstimmiıg und ohne jede Dis-
Frauen en Gebieten der Politik, des kulturellen Le-kussion gebilligt. Im Bundestag wurde der Regierungsent-

wurf in der Nachtsitzung VO' Marz mıiıt bens, der Kirchen der Virtschaft und des sonstigen öffent-
938 Ja-Stimmen bei Nein-Sagern und S6 Stimmenthal- en Lebens haben sıch durch ıhr außerordentliches, teil-

e15e weıt über Grenzen ur das Zustandekommen dertungen verabschiedet.
Verträge und die Förderung aller sräfte, die dıiesen ZielenDie Abstimmung uber diesen V der Bundesregierung

vorgelegten Gesetzesentwurf ergab eın von dem iın der gearbeitet haben, bleibende Verdienste erworben.“* Im oben
Regel vorherrschenden ema sehr ecmerkenswert ab- 71t. Mitteilungsblatt. Aa 1955,
weıichendes Bild Von den Parteien hat die in parlamenta- Der Jüdische Weltkonereß, der S hiıs 19 Juni 9053 beı
rıscher Opposition stehende SPD geschlossen für den Ver- Anteilnahme von Delegierten AUS Ländern in Genf tagte,trag gestimmt. Von der CD  „CSU hat die CDU ebenfalls faßte die folgende Resolution: „Die driıtte Vollversammlunggeschlossen Ja gesugt, wäahrend die miıt dem Vo ıhr
gestellten Bundesfinanzminister sOW1e die FDP die Bayern- des Jüdischen Weltkongresses verzeichnet mıt Genugtuung

den Abschluß des Abkomme:1s. das September 8 Dparteı und die DP, VOIN einigen wenigen usnahmen ab- Luxemburg unterzeichnet und später durch die Bundes-
geschen, Stimmenthaltung geübt hatten. Gegner des republik Deutschland. den Staat Israel und die ConterenceVertrages hatten sıch die außerste und die äußerste
ın des Bonner Parlamentes du  d ıhr eın erklärt. on eW1S| Material Claims ratifiziert worden st. durch das

Bundeskanzler Dr. Adenauer hatte der Presse sehr bedeu- estdeutschland die Verpflichtung auf sıch nahm., Ersatz für
kollektive und indivyiduelle ‚üdische materielle erliustetungsvolle Erklärungen abgegeben, ın denen dıe besondere leisten, die durch die Vonm Dritten Reich das Jüdischeedeutung der Ratihzierung des Abkommens mit dem Volk verübten Verbrechen entstanden sind. ur die Aner-

jJungen Staat Israel und den jüdischen Auslandsorganıiısa-
tiıonen und der uüber den materijellen Gehalt hinausgehende kennung dieser Verpflichtung bestätigte dıe Bundesrepublik

Deutschland in einem iınternationalen ommen das rin-moralısche Wert der Verträge ar Ausdruck gekommen Z1p, daß Staaten diıe Verantwortung für die Entschädigungsın Einzelpersonen und Gruppen tragen mussen, die durchAus einem Interviewmıiıt einem Mitglied der Nesse dem
israelischen Parlament. Dr. Herbert Foerder, anläßlich Verfolgungsakte rer Regierungen entstanden sınd.

Der Präsident d Jüdischen Weltkongresses, Dr. Nahumdessen suches 1ın eu! zıtıeren wır der Goldmann, würdigte ın seıner Eröffnungsansprache u. @.Bolivien eınenden jüdischen ochenschrißt, d  lem auch den schluß des Wiedergutmachungsabkommens: „Vom„Echo“, 15. 7, 1953 „Die Ratikhzierung des 'om-
hat iın Israel eınen positiven Eindruck hinterlassen. historischen andp tallen die materijellen Aspekte

der Vereinbarungen zwischen Israel und der BundesrepublikDer übergroße Teıil der Bevölkerung srae: sıch dar- Deutschland wenıger Ins Gew:icht als die Tatsache, dieseüber klar, daß die großen Verluste >; OlKSSU! Vereinbarungen ınen Präzedenztla von moralischer Trag-StANZ, bedingt durch die Untaten des nationalsozialistischen weıte schaffen, namlich eın  .. Volk nıcht EinzelpersonenRegimes, nicht durch Idzahlungen abgegolten werden oder Minderheiten unterdrücken und berauben kann. ohnek:  onnen, wıe groß sı1e auch immer sınd: aber die Ratifizie- für 1e€ Folgen einzustehen., Die Bundesrepublik Deutschland
TUung des Wiedergutmachungsabkommens ist ur Israel eın hat unt Führung ıhres weitblickenden un:! mutigen anz-weıis der Bereitwilligkeit eutschlands, eınen Teil des lers, Dr. onrad Adenauer, und von der Opposition des Par-materijclien chadens der ersetzt werden kann, wiedergut-
zumachen Ein wichtiger 17z für die Bereitschaft aments, den Sozialdemokraten, gestärkt, AUuS einer morali-

schen Verplflichtung heraus Jıe üdischen Forderungen aufeu wırd die baldiıge Verabschiedung des Bundes- Wiedergutmachung anerkannt. Dies muß der Bevölkerungentschädigungsgesectzes sein... (vgl O  i M (Ergänzung estdeuts:  ands ıhrer Aichrheit zugute gehalten werden.“der Red.) (In Israel-Informations-Dienst Köln, D  An 53} 14/15/2.)„Hinausgehend uber die nach dem Vertrag vorgesehenen, 1N-
nerhalb vyon 12 Jahren Zu ertüullendeun L.cistunszen 11 J1öhe Dr Goldmann wiirdigtc das korrekte uncd verständnisvolle
Vo:  > AMillarden DA in Waurenwerten unmuttelbar An en Verhalten der westdeutschun Stellen. währended dus .Hindeln”
israelischen Staat und die Zahllung 4530 Alıllıonen Da der Wiener Kegierung absolut enttäuschend wirkte.
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tik, die nicht nur darin besteht. daß ein selbstbewußter 
Jude sie als Angriff auf die Existenz seiner Religion und 
seines Volkes verstellen muß und sie daher von vornherein 
ablehnt, sondern eben in dem einzigartigen Verwandt-
schaftsverhältnis, in dem Israel und Kirche nach dem Neuen 
Testament stehen. Ich meine nicht, daß das jüdisch-christ-
liche Religionsgesprädi in Resignation oder unverbind-
licher Toleranz geführt werden inüs3e: beides wird durch 

•das Gemeinsame zwischen Judentum und Kirche. durch das 
gemeinsame Buch und die gemeinsame Erwartung, dadurch 
daß Juden und Christen .Israel` sind. verboten. Aber, wenn 
auf beiden Seiten Klarheit der Einsicht und Lauterkeit der 
Absicht herrschen, dann könnte ein Dialog entstehen, ,.in 
dem man sich wohl nicht miteinander verständigt. aber ein-
ander versteht. um des einen Seins willen. das die Glau-
benswirklichkeiten meinen' (Buber). Das mag vielen wenig 
scheinen; es wäre aber viel. 

10/4) Das Deutschland-Israel-Abkommen 
Wir entnehmen die folgenden Ausführungen über das Zustandekommen 
des Vertrages dem „Mitteilungsblatt der Notgemeinschaft" in Hamburg 
und fügen ein Echo aus Israel sowie andere ausländische Stimmen hinzu. 

„Am 20. März 1953 hat der Bundespräsident das Gesetz 
über den Israel-Vertrag unterschrieben. so daß es an die-
sem Tage seine volle Reditswirksainkeit erhalten hat. Der 
Bundesrat hatte das Gesetz einstimmig und ohne jede Dis-
kussion gebilligt. Im Bundestag wurde der Regierungsent-
wurf in der Nachtsitzung vom 18. zum 19. März mit 
238 Ja-Stimmen bei 34 Nein-Sagern und 86 Stimmenthal-
tungen verabschiedet. 
Die Abstimmung über diesen von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzesentwurf ergab ein von dem in der 
Regel vorherrschenden Schema sehr bemerkenswert ab-
weichendes Bild. Von den Parteien hat die in parlamenta-
rischer Opposition stehende SPD geschlossen für den Ver-
trag gestimmt. Von der CDU-CSU hat die CDU ebenfalls 
geschlossen ja gesagt, während die CSU mit dem von ihr 
gestellten Bundesfinanzminister sowie die FDP. die Bayern-
partei und die DP, von einigen wenigen Ausnahmen ab-
gesehen, Stimmenthaltung geübt hatten. Als Gegner des 
Vertrages hatten sich die äußerste Rechte und die äußerste 
Linke des Bonner Parlamentes durch ihr Nein erklärt. 
Bundeskanzler Dr. Adenauer hatte der Presse sehr bedeu-
tungsvolle Erklärungen abgegeben, in denen die besondere 
Bedeutung der Ratifizierung des Abkommens mit dem 
jungen Staat Israel und den jüdischen Auslandsorganisa-
tionen und der über den materiellen Gehalt hinausgehende 
moralische Wert der Verträge zum Ausdruck gekommen 
sind.* 
Aus einem Interview mit einem Mitglied der Knesseth. dem 
israelischen Parlament. Dr. Herbert Foerder, anläßlich 
dessen Besuches in Deutschland, zitieren wir aus der in 
Bolivien erscheinenden jüdischen Wochensdlrift, dem 
„Echo*, vom 15. 7. 1953: „Die Ratifizierung des Abkom-
mens hat in Israel einen positiven Eindruck hinterlassen. 
Der übergroße Teil der Bevölkerung in Israel ist sich dar-
über klar, daß die großen Verluste an unserer Volkssub-
stanz, bedingt durch die Untaten des nationalsozialistischen 
Regimes, nicht durch Geldzahlungen abgegolten werden 
können, wie groß sie auch immer sind; aber die Ratifizie-
rung des Wiedergutmachungsabkommens ist für Israel ein 
Beweis der Bereitwilligkeit Deutschlands, einen Teil des 
materiellen Schadens. der ersetzt werden kann, wiedergut-
zumachen ... Ein wichtiger Indiz für die Bereitschaft 
Deutschlands wird die baldige Verabschiedung des Bundes-
entschädigungsgesetzes sein (vgl. o. S. 3). (Ergänzung 
der Red.) 
„Hinausgehend über die nach dem Vertrag vorgesehenen. in-
nerhalb von 12 Jahren zu erfüllenden Leistungen in Höhe 
von 3 Milliarden DM in Warenwerten unmittelbar an den 
israelischen Staat und die Zahlung von 450 Millionen DM 

zugunsten der verschiedenen jüdischen Organisationen im 
Ausland ist durch dieses Gesetz eine Willenserklärung der 
westdeutschen Bevölkerung zum Ausdruck gekommen, die 
nur von etwas unter 10 Prozent der derzeitigen parlamenta-
rischen Repräsentanz ostentativ verneint wird, während wei-
tere nicht ganz 23 Prozent Einwendungen haben, die z. T. 
ebenfalls den Wunsch nach Ablehnung unter anderen politi-
schen Konstellationen oder den Wunsch nach mehr oder we-
niger großen Abänderungsvorstellungen enthalten dürften. 
Zusammengefaßt bedeutet das Abstimmungsergebnis eine 
uneingeschränkte Zustimmung von rund 2/3 der derzeitigen 
Abgeordneten der Bundesrepublik. Dieses Abstimmungs-
ergebnis wurde von gesinnungsgemäßen, ethischen. morali-
schen und religiösen 3berzeugungen getragen, und ist als hi-
storische Manifestation gegen den vom Nationalsozialismus 
zunli Staatsprinzip erklärt gewesenen Antisemitismus, als 
eines b.arbarischen Mittels zur Massenbeeinflussung, zu 
werten. 
Wir haben das nach mancherlei tiefgreifenden Auseinander-
setzungen zustandegekommene Gesetz und die hierbei of-
fenbarte Gesinnung, die eine Reihe von Schwierigkeiten bei-
seiteschob, als einen geschichtlich bedeutsamen Beweis für die 
überwiegende Bereitschaft zur Beseitigung der Makel der 
Vergangenheit besonders begrüßt, weil es sich hier — alles 
im ganzen gesehen — um Bekundungen 'us freier Entschei-
dung gehandelt hat. Eine Reihe namhafter Männer und 
Frauen aus allen Gebieten der Politik, des kulturellen Le-
bens, der Kirchen der Wirtschaft und des sonstigen öffent-
lichen Lebens haben sich durch ihr außerordentliches, teil-
weise weit über unsere Grenzen für das Zustandekommen der 
Verträge und die Förderung aller Kräfte, die an diesen Zielen 
gearbeitet haben, bleibende Verdienste erworben.' Im oben 
zit. Mitteilungsblatt. 6. Mai 1933, 5. S. 4) 

Der jüdische Weltkongrd, der vom 4. bis 12. Juni 1953 bei 
Anteilnahme von Delegierten aus 30 Ländern in Genf tagte, 
faßte die folgende Resolution: „Die dritte Vollversammlung 
des Jüdischen Weltkongresses verzeichnet mit Genugtuung 
den Abschluß des Abkommens, das am 10. September 1952 
in Luxemburg unterzeichnet und später durch die Bundes-
republik Deutschland. den Staat Israel und die Conference 
an Jewish Material Claims ratifiziert worden ist. durch das 
Westdeutschland die Verpflichtung auf sich nahm. Ersatz für 
kollektive und individuelle 'üdisdie materielle Verluste zu 
leisten, die durch die vom Dritten Reich gegen das jüdische 
Volk verübten Verbrechen entstanden sind. Durch die Aner-
kennung dieser Verpflichtung bestätigte die Bundesrepublik 
Deutschland in einem internationalen Abkommen das Prin-
zip, daß Staaten die Verantwortung für die Entsäädigung 
von Einzelpersonen .  und Gruppen tragen müssen, die durch 
Verfolgungsakte ihrer Regierungen entstanden sind.' 
Der Präsident des Jüdischen Weltkongresses, Dr. Xahum 
Goldmann, würdigte in seiner Eröffnungsansprache u. a. 
auch den Abschluß des Wiedergutmachungsabkommens: „Vom 
historischen Standpunkt aus fallen die materiellen Aspekte 
der Vereinbarungen zwischen Israel und der Bundesrepublik 
Deutschland weniger ins Gewicht als die Tatsache, daß diese 
Vereinbarungen einen Präzedenzfall von moralischer Trag-
weite schaffen, daß nämlich ein Volk nicht Einzelpersonen 
oder Minderheiten unterdrücken und berauben kann. ohne 
für die Folgen einzustehen. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat unter Führung ihres weitblickenden und mutigen Kanz-
lers, Dr. Konrad Adenauer, und von der Opposition des Par-
laments, den Sozialdemokraten, gestärkt. aus einer morali-
schen Verpflichtung heraus die jüdischen Forderungen auf 
Wiedergutmachung anerkannt. Dies muß der Bevölkerung 
Westdeutschlands in ihrer Mehrheit zugute gehalten werden.' 
(In: Israel-Informations-Dienst 1 [Köln, 2. 9. 53] 14/15/2.) 

Dr. Goldmann würdigte das korrekte und verständnisvolle 
Verhalten der westdeutschen Stellen. während das ..1 - lundeln" 
der Wiener Regierung absolut enttiiusdiend wirkte. 
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„Dice Deutschen wunschen geregelte Beziehungen mıiıt Israel, Die Benachteiligungen der Juden J1US Gründen der ‚Rasse be-
auch wenn S1IC in dieser Richtung keinerlei Druck ausuben. trafen deren samtlıche Lebensbetätigungen ıs ZUr Vernich-
Es WwIr:  d der Tag kommen, dem WwI1Ir die ausgestreckte tung.
Hand erfassen mussen. vorausgeselzt. daß dıe ıunnere Ent- Aber auch Nichtjuden wurzden VO dem nationalsozialisti-
wicklung Deutschlands in derseciben Richtung gehen wird, schen Kezime verfolst. wo:l SiC iryendwIiE miıt Juden in Ver-
Wiec heute. bindung standen. sCe1 ' 381 tatsachlıcher. rcchtlicher., wiıirt-
Dr. Goldmann Lbestäatigte, dJaß \littel AUS den Keparations- schaittlıcher. gesellschaitlicher der menschlicher Beziehung.
leistungen zauch den Opfern Hiıtlers direkt, den chemaligen In erster Cc1 handelt sıch hıer dıe nıcht judıschen
u  en Deutschland zugutekommen mMussen und verwies Lhegatten en durch das „Gesetz Zum Schutz des deut-
2uf dıe Vereinbarungen der Sochnut miıt dem Councıl der schen Bluts und der deutschen hre eiınes der SOgCNAaNNN-
en J Deutschland. der Sozialinstitutionen und Alters- „Nürnberger Gesetze“ VOoO! 15 September 193. (Reichs-
heime solchen ein bauen und ın anderer Weise hel- gesetzblatt Teil 1L Seite wurde die Heirat zwischen Ju-fend eingreifen soll, soweıt dies nötıg ist. (In Münchener den und utschen verboten. So eıt derartige Ehen von
Jüdische Nachrichten, [12. 1.54 5.2.) früher  BA her bestanden, wollte sıe am icbsten durch inen
Das genannte „Echo“ eroöffentlicht Vom der Gesetzesakt enn: dies geschah jJedoch einstweilen nicht,

sondern man versuchte durch Einwirkungen der Partei,berschrift ‚Die rıistliıchen Freunde sraels‘' 1ncn Beıitrag, der Geheimen Staatspolizen. der NS-Frauenschaft und der-In dem c u. A, heißt „Jeder Staat braucht Freunde, denn gleichen die nıcht jüdischen Partner Zur Preisgabe des Jüdı-iınternationale Freundschaft ıst Ca politische und wirtschaft-
121e Rückenmark der Nation. schen Gatten veranlassen und erleichterte dıe Scheidung

oder Anfechtung solcher Ehen. Trotzdem hielten viele Fhe-Das junge Israel hat verstanden, ın der kurzen eıt seıner gatten einander die Treue: ın 1esen Fällen wurden die nıcht-FExistenz Freunde zZuüu finden, die dazu beitragen, Israels Stel- Jüdischen eıle jelfachen Nachteilen ausgesetzt. achstlung in der Welt härten. durften sıe nıcht Beamte werden Gesetz Änderung desNach der Auinahme sraels in dıe Völkergemeinschaft der
gilt ‚Voll-Staat‘, der als Faktor im Weltgesche- allgemeinen Beamten-, Besoldungs- un Versorgungsrcchts

hen ZzZu betrachten ist. Sır Winsten ur! hat erst kürzlich Vom 30. Juni 1933 Reichsgesetzblatt Teil Seite 453
und eufsches Beamtengesetz vom Januar 1937 Reichs-die außerordentli;ch wichtige Position Israels ım Mittelosten gesetzblatt Teil 1, Seite 37) Auch Schriftleiter duriten sıein einer Rede rıtischen Unterhaus betont und auch an- nıcht werden: soweıt sıe esemußten SıE dem Berufdere Staatsmanner von Format schen heute ın Israel eın

staatliches und politisches Faktum, we ‚Y91 klugerweise ausscheiden (Schriftleitergesetz vVo Oktober 1433
nıcht übersehen dart. Reichsgesctzblatt Teil L, Seite 713) Ärzte, Zahnärzte und

Dentisten, we jJüdisch verheiratet Wwarcn, wurden ZUur Be-Israels Tıisilıqce Freunde haben viel dazu beigetragen, handlung von Krankenkassenpatienten nıcht zugelassen Ver-Prestige ü erhohen. Deutschlands Wiedergutmachung ordnung über die Zulassung Vo Arzten Tätigkeit elIsrael WÄar ine pro-israelische und judenfreundliche este.
die viel Un- und Mißverständnisse beseitigte. Aber niıcht den Krankenkassen VoO 17. Maı Reichsgesetzblatt
der Regierung In onn ist 1e3e Tat anken, sordern cıl 1, Seite Reichsärztcordnung Vo Dezember

1935 Reichsgesetzblatt Teil 1, Seite 433 Zulassungs-Kreisen, die ımmer wieder für die Wiedergutmachung ordnung für Zahnärzte und Dentisten Vo 9. Maı 1933den jüdischen pfern des Nazısmus plädierten. Zu den kom- Reichsgesetzblatt Teil Seite >  94) Finem in Miıschehe leben-promißlosen V  kä  fern iür Cl Wicdergutmachung gehö-
ren die Pe  nlıchkeiten Prot. Dr. ranz Böhm, Dr. Ger- den Erbhofbauern konnte das Eigentum dem Erbhof ent-

tru: Luckner, Pfarrer Hermann Maası. der verstorbene Dr. scCh und auf ınen Anderen übertragen werden eichserb-
Kurt umacıer, Rechtsanwal: ÖOtto Küster (s. 33) olgesetz S September 1933 Reichsgesetzblatt 'eıl l,

eıte 635 }1ese und viele andere Deutsche & viel beigetragen, Seit dem re 935 die nicht jüdischen Gatten von Ju-UJas jüdische und israelische Relief Zu ohen und >
versucht, eın Geringes der de! deutschen Vol:- den auch unt Berufung auf dıe rste Verordnung Zur Durch-

kes dem Judentum gegenüber, abzutragen. {ührung des Reichskulturkammergesetzes (  m 1. November
Aber es nıcht QUur deutsche Demokraten, Cl für srae: 1933 ( — Reichsgesetzblatt 'eil Iy eıfe 197 — ) VOo:  _ der Mit-

gliedschaft an den einzelnen Kammern und amı VOoO derıine anze brachen. iın allen Nationen gab anner, d tür Ausübung der etireitenden Kunstgattung ausgeschlossen;Israel sprachen und Respekt S dessen Leistungen bewiesen.
Israel hat Freunde, gute 7iı Freunde, diıe Sache ine Anordnung der eichskammer der ıldenden Künste
sraels verteidigen werden. Diese christlichen Freun:  aften S  > Mai Völkischer Beobachter S Juni
nıcht S ZzZu rhalten, sondern weıter, ımmer weıter verlangte den en „Ariernachweis“ auch für f

efrau des nıcht jüdiıschen Künstlers.bauen, WIr': gemeinsame Arbeit Israels - und des Jüdischen die egatten von en auch nıcht der undse1H.
Kurt R. Großmann der ‚Conference Jewesh C}  m deren Gliederungen angehören urften, WÜUar selibstverständ-
agalnst Germany’ sandte Vom 1. 53 An Dr. INl lıch.
NnNer olgende Telegramm: „Jach Ratifzierung und Un- Das Reichsgericht hat einen Großhandelsverband mıt 0nNo0-

polstellung für berechtigt rklärt, die Belieferu.g eines nıcht-terzceichnung Israelvertrag Ihnen verehrungsvolle
Grüße. Ihre Ergebenheit für d Sache -  CS und der jüdischen Großhändlers ediglich dem Crun
Gerechtigkeit hat eine wichtige wır  E stehe: weigern, weil der Händler mıt einer Jüdin verheiratet Wäafr,

daß dieser genotigt die erforderliche Ware ZWE1-am Antfang Taten. Großmann.“
ter and. das heißt teuereren Preisen beziehen,
ST seinen Geschäftsbetrieb aufrecchterhalten wollte UrteilDie Verfolgung Nichtjuden Dritten Reich

wegen Ji vom eDruar eutisches Redcht, Ausgabe-A, 1942,
Seite 1061).

Jon Dr. FTuno Blau‘, New York Durch eine Verfügung des Öbersten Kommandos der Wehr-
macht (Nr. 2761—40 eheim) 20. April 1940 wurdenDie Verfolgungen, welche Dritten politischen die Ehemänner von Jüdinnen der VW chrmacht entlassen.TUun:! stattfanden, . der eligion der AbD-

des Verfolgten unabhängig.
Nach eıner Verfügung des Reichsinnenministers VO April
1944 mußten die nicht jüdischen Lhemänner ihıer alten

vel. Nr — Blau. Ausnahme: für Juden ıD 8 Beschäftigung ausscheiden und wurden der „Organisation
europäischen ern 3, wIe auch Nr. 97, Todt für besonders schwere und gefährliche rbeıten,
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„Die Deutschen wünschen geregelte Beziehungen mit Israel, 
audi wenn sie in dieser Riditunä. keinerlei Druck ausüben. 
Es wird der Tag kommen, an dem wir die uns ausgestreckte 
Hand erfassen müssen. vorausgesetzt. daß die innere Ent-
wicklung Deutschlands in derstiben Richtung gehen wird, 
wie heute. . . 1” 
Dr. Goldmann bestätigte, daß Mittel aus den Reparations-
leistungen audi den Opfern Hitlers direkt, den ehemaligen 
Juden aus Deutschland zugutekommen müssen und verwies 
auf die Vereinbarungen der Sochnut mit dem Cuuncil der 
Juden aus Deutschland, der Sozialinstitutionen und Alters-
heime aus solchen Mitteln bauen und in anderer Weise hel-
fend eingreifen soll, soweit dies nötig ist. (In: Münchener 
Jüdische Nachrichten, 4 [12. 1. 341 1. S. 2.) 

Das genannte „Echo' veröffentlicht vom 21. 9. 53 unter der 
Oberschrift ,Die diristlidien Freunde Israels' einen Beitrag, 
in dem es u. a. heißt: „Jeder Staat braucht Freunde, denn 
internationale Freundschaft ist das politische und wirtschaft-
liche Rückenmark der Nation. 
Das junge Israel hat es verstanden, in der kurzen Zeit seiner 
Existenz Freunde zu finden, die dazu.beitragen, Israels Stel-
lung in der Welt zu härten. 
Nach der Aufnahme Israels in die Völkergemeinschaft der 
UN gilt es als ,Voll-Staat', der als Faktor im Weltgesdie-
hen zu betrachten ist. Sir Winston Churchill hat erst kürzlich 
die außerordentlich wichtige Position Israels im Mittelosten 
in einer Rede im britischen Unterhaus betont und auch. an-
dere Staatsmänner von Format sehen heute in Israel ein 
staatliches und politisches Faktum, welches man klugerweise 
nicht übersehen darf. 
Israels christlidze Freunde haben viel dazu beigetragen, sein 
Prestige zu erhöhen. Deutschlands Wiedergutmachung an 
Israel war eine pro-israelische und judenfreundliche Geste, 
die viel Un- und Mißverständnisse beseitigte. Aber nicht nur 
der Regierung in Bonn ist diese Tat zu danken, sondern den 
Kreisen, die immer wieder für die Wiedergutmachung an 
den jüdischen Opfern des Nazismus plädierten. Zu den kom-
promißlosen Vorkämpfern für die Wiedergutmachung gehö-
ren u. a. die Persönlichkeiten Prof. Dr. Franz Böhm, Dr. Ger-
trud Ludcner, Pfarrer Hermann Maas. der verstorbene Dr. 
Kurt Schumacher, Rechtsanwalt Otto Küster (s. a. S. 3 u. S. 53). 
Diese und viele andere Deutsche haben viel dazu beigetragen, 
das jüdische und israelische Relief zu erhöhen und haben 
dadurch versucht, ein Geringes der Schuld des deutschen Vol-
kes dem Judentum gegenüber, abzutragen. 
Aber es waren nicht nur deutsche Demokraten, die für Israel 
eine Lanze brachen: in allen Nationen gab es Männer, die für 
Israel sprachen und Respekt vor dessen Leistungen bewiesen. 
Israel hat Freunde, gute ehrliche Freunde, die stets die Sache 
Israels verteidigen werden. Diese christlichen Freundschaften 
nicht nur zu erhalten, sondern weiter, immer weiter auszu-
bauen, wird gemeinsame Arbeit Israels - und des jüdischen 
Volkes sein.* 
Kurt R. Großmann von der ,Conference an Jewesh Claims 
against Germany' sandte vom 21. 3. 53 an Dr. Gertrud Lock-
tier das folgende Telegramm: „Nach Ratifizierung und Un-
terzeidinung Israelvertrag sende Ihnen verehrungsvolle 
Grüße. Ihre Ergebenheit für die Sache des Rechts und der 
Gerechtigkeit hat eine wichtige Schlacht gewonnen, wir stehen 
am Anfang neuer Taten. Dank. Kurt Großmann.* 

10/3) Die Verfolgung von Nichtjuden im Dritten Reich — 

wegen Judos 

Von Dr. Bruno Blau=, New York 

Die Verfolgungen, welche im Dritten Reich aus politischen 
Gründen stattfanden, waren von der Religion und der Ab-
stammung des Verfolgten unabhängig. 

1 vgl. Nr. 17/13. S. 41: B. Blau. Das Ausnahmerecht für die Juden in den 
europäischen Ländern 1933-45, wie auch Nr. 19/20, S. 21. 

Die Benachteiligungen der Juden aus Gründen der ‚Raesel be-
trafen deren sämtliche Lebensbetätigungen bis zur Vernich-
tung. 
Aber auch Nichtjuden wurden von dem nationalsozialisti-
sehen Rechne verfolgt. «'eil sie irgendwie mit Juden in Ver-
bindung standen. sei es in tatsachlicher. reditlicher, wirt-
schaftlicher. gesellschaftlicher oder mensdilicher Beziehung. 
In erster Reihe handalt es sich hier um die nicht jüdischen 
Ehegatten von Juden: durch das _Gesetz zum Schutz des deut-
schen Bluts und der deutschen Ehre -  — eines der sogenann-
ten ”Nürnberger Gesetze" — vom 13. September 1935 (Reichs-
gesetzblatt Teil I. Seite 1334) wurde die Heirat zwischen Ju-
den und Deutschen verboten. So weit derartige Ehen von 
früher her bestanden, wollte man sie am liebsten durch einen 
Gesetzesakt trennen; dies geschah jedoch einstweilen nicht, 
sondern: man versuchte nur durch Einwirkungen der Partei, 
der Geheimen Staatspolizei. der NS-Frauenschaft und der-
gleichen die nichtjüdischen Partner zur Preisgabe des jüdi-
schen Gatten zu veranlassen und erleichterte die Scheidung 
oder Anfechtung solcher Ehen. Trotzdem hielten viele Ehe-
gatten einander die Treue; in diesen Fällen wurden die nicht-
jüdischen Teile vielfadien Nachteilen ausgesetzt. Zunächst 
durften sie nicht Beamte werden (Gesetz zur Änderung des 
allgemeinen Beamten-, Besoldungs- und Versorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933 — Reichsgesetzblatt Teil I. Seite 433 —
und Deutsches Beamtengesetz vom 26. Januar 1931 — Reichs-
gesetzblatt Teil I, Seite 37). Auch Schriftleiter durften sie 
nicht werden; soweit sie es waren, mußten sie aus dem Beruf 
ausscheiden (Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 

—Reichsgesetzblatt Teil I, Seite 713). Ärzte, Zahnärzte und 
Dentisten, welche jüdisch verheiratet waren, wurden zur Be-
handlung von Krankenkassenpatienten nidit zugelassen (Ver-
ordnung über die Zulassung von Ärzten zur Tätigkeit bei 
den Krankenkassen vom 17. Mai 1933 — Reichsgesetzblatt 
Teil I. Seite 399 —, Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 
1935 — Reichsgesetzblatt Teil I, Seite 1433 —, Zulassungs-
ordnung für Zahnärzte und Dentisten vom 9. Mai 1933 — 

Reichsgesetzblatt Teil I. Seite 594). Einem in Mischehe leben-
den Erbhofbauern konnte das Eigentum an dem Erbhof ent-
zogen und auf einen Anderen übertragen werden (Reichserb-
hofgesetz vom 29. September 1933 — Reichsgesetzblatt Teil I, 
Seite 685 —). . 
Seit dem Jahre 1935 waren die nichtjüdischen Gatten von Ju-
den auch unter Berufung auf die Erste Verordnung zur Durch-
führung des Reichskulturkammergesetzes vom 1. November 
1933 (— Reichsgesetzblatt Teil I, Seite 797 —) von der Mit-
gliedschaft an den einzelnen Kammern und damit von der 
Ausübung der betreffenden Kunstgattung ausgeschlossen; 
eine Anordnung der Reichskammer der bildenden Künste 
vom 26. Mai 1936 (Völkischer Beobachter vom 16. Juni 1936) 
verlangte den sogenannten „Ariernadiweis* auch für die 
Ehefrau des nichtjüdischen Künstlers. 
Daß die Ehegatten von Juden auch nicht der NSDAP und 
deren Gliederungen angehören durften, war selbstverständ-
lich. 
Das Reichsgericht hat einen Großhandelsverband mit Mono-
polstellung für berechtigt erklärt, die Belieferw.g eines nicht-
jüdischen Großhändlers lediglich aus dem Grunde zu ver-
weigern, weil der Händler mit einer Jüdin verheiratet war, 
so daß dieser genötigt war, die erforderliche Ware aus zwei-
ter Hand. das heißt zu teuereren Preisen zu beziehen, wenn 
er seinen Geschäftsbetrieb aufrechterhalten wollte (Urteil 
vom 9. Februar 1942 — Deutsches Recht, Ausgabe-A, 1942, 
Seite 1061). 
Durch eine Verfügung des Obersten Kommandos der Wehr-
macht (Nr. 2761--40 geheim) vom 20. April 1940 wurden 
die Ehemänner von Jüdinnen aus der Wehrmacht entlassen. 
Nach einer Verfügung des Reichsinnenministers vom April 
1944 mußten die nichtjüdischen Ehemänner aus ih: er alten 
Beschäftigung ausscheiden und wurden der .,Organisation 
Tode' für besonders schwere und gefährliche Arbeiten, zum 
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